
ENERGIE- 
REVOLUTION 
JETZT!
Deutschland braucht keine müde Energiewende, sondern schnell 
wirksame Maßnahmen für den Klima- und Verbraucherschutz.
 

Ein Energiemanifest für Deutschland, 
von Octopus Energy
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Es gibt zwei Gründe, warum wir Octopus Energy gegründet 
haben: Der Kampf gegen den immer rascher voranschreiten-
den Klimawandel und der Einsatz für Fairness und soziale Ge-
rechtigkeit. Diese Ziele stehen im Mittelpunkt unseres Tuns.  

Wir glauben, dass sich beide Vorhaben nicht im Wege stehen. 
Der grüne Wandel kann – und sollte – so gestaltet werden, dass 
die Interessen der Bürgerinnen und Bürger Vorrang haben vor 
den Interessen der Energieunternehmen. 

Allzu oft hören wir von Haushalten, die es sich nicht leisten kön-
nen, ihre Häuser im Winter warm zu halten und deren Lebens-
standard leidet, weil sie in überteuerten Energieverträgen gefan-
gen sind. Viele wissen gar nicht, dass sie ihren Energieanbieter 
frei wählen können. 

Gleichzeitig wird diesen Menschen gesagt, dass die Energie-
wende teuer sein wird; dass mehr Investitionen erforderlich sind, 
um den Energiesektor zu modernisieren, und dass deshalb der 
Energiepreis immer weiter steigen wird.

So muss es nicht sein.
 
Jeder hat ein Recht auf billige, saubere Energie. Und wir werden 
nicht bis 2035 oder 2050 warten, um sie zu liefern. Wir glau-
ben, dass eine positive Wende schon jetzt stattfinden kann und 
haben unsere Vision in Form eines Energiemanifests für 2021 
formuliert. Es enthält jene unmittelbar umsetzbaren Maßnahmen 
mit den größten positiven Auswirkungen – sowohl für Energie-
verbraucherinnen und Energieverbraucher, als auch für den 
Kampf gegen den Klimawandel.

Ein Energiemanifest für 
Deutschland
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Vier Schritte zu bezahlbarer, 
sauberer Energie
Wir glauben, dass in den folgenden Bereichen jetzt gehandelt 
werden muss: 

  

1. ENERGIEBEPREISUNG 
 
• Günstiger Ökostrom schont das Klima  
   und kurbelt die Wirtschaft an  
• Sämtliche Abgaben und Steuern auf Strom gehören  
   abgeschafft (EEG-Umlage, Stromsteuer etc.)

2. TECHNOLOGIEFÖRDERUNG 
 
• Deutlich mehr Speed auf dem Smart-Meter-Rollout  
   in Deutschland 
• Rechtliche Hindernisse beseitigen, Anreize schaffen  
   und Kosten gerecht verteilen

3. VERBRAUCHERSCHUTZ 
 
• Dubiose Geschäftspraktiken gehören unterbunden,  
   um Vertrauen wiederherzustellen
• Das Aus für Knebelverträge und gewitzte  
   Manipulationen auf Preisvergleichsseiten

4. SMARTERE REGULIERUNG 
 
• Gesetzgebern mehr Durchblick auf dem  
   Energiemarkt verschaffen 
• Zusammenarbeit effektiv machen mit verpflichtenden Daten- 
   lieferungen seitens der Unternehmen an die Behörden

SEITE 6 
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Strom muss zum günstigsten Energieträger für alle Verwen-
dungszwecke im Haushalt werden. 

Strom muss die kostengünstigste Energiequelle für Haushalte 
werden, etwa beim Heizen und beim Personenverkehr. Elek- 
trizität ist in diesen Bereichen schon heute CO2-ärmer als der 
Einsatz fossiler Brennstoffe, und ihr CO2-Fußabdruck wird jedes 
Jahr kleiner. Daher ist es auch ökologisch sinnvoll, dass Strom 
zur günstigsten Alternative wird. So sollte beispielsweise der Be-
trieb eines Elektroautos pro Kilometer deutlich sparsamer sein 
als der eines entsprechenden Benzin- oder Dieselfahrzeugs, und 
das Heizen im Haus mit einer Wärmepumpe pro Wärmeeinheit 
weniger kosten als mit einem Gas- oder Ölheizkessel. 

1. ENERGIEBEPREISUNG
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Das muss jetzt getan werden:

Die EEG-Umlage auf Haushaltsstrom rasch auslaufen  
lassen. 
Derzeit macht die EEG-Umlage ganze 20,4 % des Preises 
einer Kilowattstunde Strom aus, das entspricht 6,5 Cent.1 
Bis Ende 2023 sollte sie auf Null sinken. Die Kosten sollten 
entweder über Steuern auf fossile Energieträger (z.B. die 
ab 01.01.2021 eingeführte CO2-Bepreisung von Gas) oder 
über allgemeine Steuern gedeckt werden.

Die Stromsteuer abschaffen. 
Derzeit entfallen 6,4 % der Kosten für eine Kilowattstunde 
auf die Stromsteuer, was etwa 2 Cent entspricht. Sie dient 
keinem anderen Zweck als der künstlichen Verteuerung 
des Stroms.2 Die entgangenen Steuereinnahmen sollten in 
der allgemeinen Besteuerung aufgefangen werden. 
 
Alle weiteren Abgaben und Steuern auf Strom  
abschaffen.  
Zahlreiche weitere Abgaben3 verkomplizieren die Rech-
nungen der Verbraucherinnen und Verbraucher und ver-
ursachen unnötige Kosten in den Prozessen der Energie-
unternehmen. Bis 2025 sollten Stromrechnungen nur noch 
aus direkten Kosten bestehen, d. h. aus Rohstoffkosten, 
Netzentgelten, Lieferantenkosten und der Mehrwertsteuer. 
Durch diese Maßnahmen würden die Stromrechnungen 
um 35,4 Prozent gesenkt, was einem durchschnittlichen 
Haushalt in Deutschland eine Ersparnis von knapp 350 
Euro4 jährlich einbringen würde. 
 

A

B

C
Ganze 51,4 % des Strompreises machen staatliche Abgaben 
und Steuern aus. 

Strombeschaffung /  
    Vertrieb  
         marktlich  
            24,2 %

Messung /  
Messstellenbetrieb  
marktlich / reguliert  
0,9 %

         regulierte     
    Netzentgelte 
23,5 %

Steuern, 
Abgaben  
und Umlagen 
51,4 %

1 Quelle, BDEW, Stand Juni 2021.
2 Dies war sinnvoll, als der meiste Strom mit schmutzigen fossilen Brennstoffen erzeugt wurde: Höhere Preise hielten  

   vom Verbrauch ab. In einer Zukunft, in der der Großteil unseres Stroms aus erneuerbaren Quellen stammt, macht dies 

   keinen Sinn.
3 Umlage für abschaltbare Lasten, Offshore-Netzumlage, Umlage für stromintensive Betriebe (§ 19 StromNEV-Umlage),  

   KWKG-Umlage, Konzessionsabgabe 
4 Errechnet am Beispiel eines Durchschnittshaushalts mit einem Jahresverbrauch von 3.000 kWh und  

   durchschnittlichen Strompreisen vom Stand Juni 2021.

5,10 Cent 
Mehrwert- 
steuer

2,05 Cent 
Stromsteuer

6,50 Cent  
EEG-Umlage 

2,75 Cent  
Weitere  
Umlagen

           7,80 Cent  
         Netzentgelt  
      inkl. Messung  
  und Mess- 
stellenbetrieb

7,74 Cent  
   Strom- 
       beschaffung,  
         Vertrieb
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Bürgerinnen und Bürger werden in neue Technologien investie-
ren müssen, zum Beispiel, wenn sie von einem Verbrenner auf 
ein Elektrofahrzeug wechseln oder ihre alte Ölheizung ersetzen. 
Wenn man ihnen jedoch zusichern kann, dass Ökostrom langfris-
tig für niedrigere Betriebskosten sorgt, kann die Entscheidung 
für den Umstieg von fossilen Brennstoffen auf Strom schneller 
und leichter gefällt werden. Wenn die Investitionen der Haus-
halte im Zuge der Elektrifizierung angekurbelt werden können, 
dann hat das nicht nur positive Klimaeffekte zur Folge, sondern 
setzt auch wirtschaftliche Impulse.
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2. TECHNOLOGIEFÖRDERUNG

Wir müssen die Einführung von Technologien beschleunigen, 
die der Energiewende den Weg ebnen.

Intelligente Anwendungen können helfen, den Energieverbrauch 
zu optimieren, etwa durch die Identifizierung von Energieein-
sparpotenzialen oder es ermöglichen, Strom gezielt dann zu 
nutzen, wenn ein Überschuss im Netz besteht und die Preise 
niedrig sind. 

Dennoch werden Haushalte aktuell von der Nutzung intelli-
genter Energietechnologie abgeschreckt. Menschen, die ihren 
Verbrauch in Echtzeit steuern wollen, haben dazu wenig Anreiz, 
da mit dem Einbau intelligenter Zähler (Smart Meter) deutlich 
höhere Messgebühren fällig werden. Zudem liegt die Steuerung 
abschaltbarer Verbrauchseinrichtungen, wie Wärmepumpen und 
Wallboxen, aktuell allein bei den Netzbetreibern, die es aber ver-
passen, deren eigentliches Potenzial herauszuholen und deren 
Flexibilität zu optimieren. Die finanziellen Vorteile für Endver-
braucherinnen und Endverbraucher sind zudem schwer zu kom-
munizieren, da jeder Netzbetreiber unterschiedliche Entgeltsät-
ze definiert und damit wenig Transparenz herrscht.

Wir müssen sofort aufhören, der Anwendung smarter Energie-
technologie-Lösungen Steine in den Weg zu legen.

Das muss jetzt getan werden:

Die Kosten für intelligente Zähler gerecht verteilen.  
Anstatt dass jeder Einzelne für einen Smart Meter extra 
bezahlt, sollten wir diese über die Netzentgelte finan-
zieren. Die Kosten für die Geräte würden somit auf alle 
Verbraucherinnen und Verbraucher umgelegt, aber auf-
grund der im Punkt 1 beschriebenen Senkung von Steuern 
und Abgaben wären die Stromrechnungen auch ohne die 
positiven Auswirkungen eines effizienten Energiemanage-
ments immer noch niedriger als heute. Die Bereitstellung 
eines intelligenten Zählers kostet heute etwa 60 bis 100 
Euro pro Jahr, also deutlich weniger als die unter Punkt 1C 
genannten knapp 350 Euro Einsparung.

Einheitliche und transparente Anreize dafür schaffen, 
den Stromverbrauch intelligent zu optimieren. 
Es sollte nicht den Netzbetreibern überlassen bleiben, 
über vergünstigte Netzentgelte für steuerbare Lasten zu 
bestimmen. Zunächst sollten diese Entgelte deutschland-
weit vereinheitlicht werden. Haushalte, die mittels markt-
orientierter, dynamischer Tarife ihren Stromverbrauch 
optimieren und so das Netz entlasten, sollten einheitlich 
und transparent finanziell davon profitieren. 
 
Andere gewichtige Hindernisse bei der Einführung  
intelligenter Energietechnologien identifizieren und  
beseitigen. 
Regierung und Regulierungsbehörden müssen sich nun 
auf den Smart-Meter-Rollout fokussieren anstatt zu ver-
suchen, vorherzusagen, welche Technologien oder Kun-
denservices sich künftig daraus ergeben könnten. Die 
Regierung muss sicherstellen, dass Firmen im Zuge des 
Rollouts Raum für echte Innovationen bekommen und 
diese nicht von einer voreingenommenen Perspektive auf 
künftige Entwicklungen eingeschränkt werden.

A

B

C
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3. VERBRAUCHERSCHUTZ

Endverbraucherinnen und Endverbraucher müssen besser ge-
schützt werden und mehr Planungssicherheit erhalten. 

Konsumentinnen und Konsumenten müssen der Energiewende 
und auch den Energielieferanten selbst vertrauen können. Ener-
gieversorgern kommt dabei eine entscheidende Rolle zu. Zu lan-
ge wurden Endkundinnen und Endkunden bei den Veränderun-
gen auf dem Energiemarkt vernachlässigt. Trotz der Änderung 
des Energiegesetzes im Jahr 2021 ist es Energieunternehmen 
immer noch erlaubt, Kunden automatisch an längere Vertrags-
laufzeiten zu binden, wenn sie nicht rechtzeitig aktiv kündigen. 
Zudem waren die Hürden für unzureichend begründete Preis-
erhöhungen lange Zeit niedrig, wenngleich sich der gesetzliche 
Rahmen im Sinne des Verbraucherschutzes bereits verbessert 
hat. Der Billigstromanbieter BEV hatte sich zum Beispiel derma-
ßen verzockt in Sachen Preisspirale und Bonuszahlungen, dass 
es 2019 zur Pleite kam und die Haushalte den Großteil der Kos-
ten zu tragen hatten. Auch wenn sich der gesetzliche Rahmen 
seither leicht verbessert hat: Wir brauchen einen noch besseren 
Verbraucherschutz und müssen den massiv verbraucherfeind-
lichen Geschäftsgebahren auf dem Energiemarkt einen Riegel 
vorschieben.

Das muss jetzt getan werden:

Die automatische Vertragsverlängerung mit Vertrags-
bindung verbieten und garantieren, dass nach Ablauf 
der vertraglichen Bindungsfrist der Anbieter gewechselt 
werden kann.  
Jeder Haushalt sollte nach Ablauf der ursprünglichen 
Bindungsfrist an einen Anbieter jederzeit den Versorger 
wechseln können. Selbst wenn jemand seinen Vertrag 
kündigt, gibt es heute keine Garantie, dass die Kündigung 
rechtzeitig bearbeitet wird. Einige Unternehmen nutzen 
Verzögerungen bei der Bearbeitung als Vorwand, um 
die Haushalte für weitere zwölf Monate an ihren Vertrag 
zu binden. Dies sollte nicht zulässig sein: Der Wunsch zu 
wechseln sollte respektiert werden, unabhängig davon, 
wie lange es dauert, bis der Wechselprozess hinter den 
Kulissen abgeschlossen ist. Verträge mit automatischer 
Verlängerung sollten keine Vertragsbindung haben.

Eine Preisobergrenze für die teuersten Tarife einführen.  
Wir sind der Meinung, dass die Haushalte nicht mehr als 
die Kosten für die Versorgung plus einen festen Betrag 
(etwa 15 Euro pro Monat) zahlen sollten. Dieser Ansatz 
zum Schutz vor überteuerten Strompreisen wurde im Ver-
einigten Königreich angewandt und hat den Haushalten 
weit über eine Milliarde Pfund pro Jahr eingespart.5  
 
Preisvergleichsseiten verpflichten, den Durchschnitts-
preis über die gesamte Vertragslaufzeit anzugeben und 
Anbieter auf dieser Grundlage zu ranken.  
Heute werden auf Strompreisvergleichsportalen einige 
Tarife auf Grundlage der durchschnittlichen Zahlung im 
ersten Vertragsjahr eingestuft, auch wenn der Kunde für 
mehrere Jahre und zu einem viel höheren Durchschnitts-
preis gebunden ist. Einige skrupellose Energieunterneh-

A

B

C

5 Siehe www.reuters.com/article/uk-britain-energy-idUKKBN1YZ005 Mehr zur Preisdeckelung auf der Website der  

    Regulierungsbehörde: www.ofgem.gov.uk/information-consumers/energy-advice-households/check-if-energy- 

    price-cap-affects-you 
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4. SMARTERE REGULIERUNG
Gesetzgeber und Behörden müssen besser informiert sein.

Bessere Informationen sorgen für richtigere Entscheidungen im 
Energiemarkt der Zukunft, insbesondere wenn es um den Ver-
braucherschutz und die Umsetzung des grünen Wandels geht. 
Wir müssen dem Gesetzgeber und den staatlichen Organen 
die Daten an die Hand geben, die zeigen, wie wir technologie-
gestützt Klimaneutralität erreichen und den Verbraucherinnen 
und Verbraucher gleichzeitig Vorteile bieten können. Gute Daten 
erleichtern allen Beteiligten im Sinne des Gemeinwohls zusam-
menzuarbeiten, indem sie einen offenen Dialog und eine effekti-
ve Kommunikation möglich machen.

men nutzen diese Taktik, um Haushalten glauben zu machen, sie 
bekämen ein sehr günstiges Angebot - während sie in Wirk-
lichkeit möglicherweise mehr zahlen, als wenn sie beim lokalen 
Grundversorger Energie zum Basistarif beziehen würden. 

Das muss jetzt getan werden:

Eine einzige Aufsichtsbehörde schaffen, die den Ver-
braucherschutz im Energiesektor in die Hand nimmt.  
Dieses Aufsichtsamt sollte die Befugnis eingeräumt wer-
den, relevante Daten von den Energieversorgern einzu-
holen, gewisse Regeln für diese festzulegen und Ener-
gieunternehmen, die sich nicht an die Regeln halten, mit 
Geldstrafen zu belegen. Sie sollte beispielsweise Informa-
tionen über die Anzahl der Beschwerden gegen die ein-
zelnen Energieversorger sammeln und veröffentlichen, um 
den Verbrauchern zu helfen, eine fundierte Entscheidung 
zu treffen. Derzeit gibt es mindestens sieben Organisatio-
nen, die in irgendeiner Form für den Verbraucherschutz6 
zuständig sind. Eine einzige und durchsetzungstarke Auf-
sichtsbehörde würde Verantwortlichkeiten deutlich ma-
chen und zweifelhafte Praktiken im Energiesektor unter-
binden können.

Die Energieversorger verpflichten, zusammenfassende 
Abrechnungen zu veröffentlichen, die eine detaillierte 
Aufschlüsselung ihrer Betriebskosten enthalten.  
Das Format sollte ähnlich sein wie die im Vereinigten Kö-
nigreich von der Regulierungsbehörde Ofgem7 erhobenen 
konsolidierten Segmentberichterstattungen. Diese Daten 
werden öffentlichen Stellen einen viel besseren Einblick in 
die Kosten des Betriebs von Energieunternehmen geben, 
was bei der Ausarbeitung neuer Vorschriften von un-
schätzbarem Wert ist. 
 
Die Netzbetreiber verpflichten, regelmäßig Daten über 
die Verbreitung von digitalen und intelligenten Zählern 
zu veröffentlichen.  
Dies wird die Einführung intelligenter Zähler transparenter 
machen und es ermöglichen, bewährte Verfahren zu iden-
tifizieren und zu propagieren.

A

B

C

6 Dazu gehören die BNetzA, das Bundeskartellamt, das Ministerium für Wirtschaft und Energie, das Ministerium der    

   Justiz und für Verbraucherschutz, der Bund der Energieverbraucher, die Verbraucherzentrale und die Schlichtungsstelle. 
7  https://ofgem.gov.uk/publications/energy-companies-consolidated-segmental-statements-css
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Mehr Ehrgeiz für eine bessere Zukunft

Wir sind überzeugt davon, dass die hier dargelegten Empfehlun-
gen dazu beitragen können, Energie besser zu machen: besser 
fürs Klima und besser für die Menschen. Diese Maßnahmen kön-
nen schnell umgesetzt werden, viele davon mit sehr geringem 
Kostenaufwand. 

Unserer Meinung nach muss die nächste 
Regierung sowohl beim Klima- als auch 
beim Verbraucherschutz viel mehr Ehr-
geiz an den Tag legen. Die Energiewende 
reicht nicht mehr aus: Wir brauchen eine 
Energierevolution.

Es ist nicht ausreichend 
viel passiert.8

 
Angela Merkel,  

scheidende Bundeskanzlerin 
zum Thema Klimapolitik

8 Zum Ende ihrer Amtszeit hat Angela Merkel eingeräumt, dass in Sachen Klimaschutz „nicht ausreichend viel passiert  

    sei“. https://klimareporter.de/deutschland/fuer-die-klimaziele-ist-nicht-genug-passiert
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